
r
tr
f l :
l ,

i NEPAL

i
I

I

I
J. t .

"Das Volk wird ungeduldig"
- Nepals politische landschaft im WandlungsprozeB -

Am 19. April wurde in tlepal eine Übergangsregierung unter Prenrierninister Krishna Pra-
sad Bhattarai, den anrtienenden Vorsitzenden des 'llepali Congress', gebildet. Die neue
Regierung setzte sich sogleich hohe Ziele, indem sie die Ausarteitung einer neuen Ver-
fassung innerhalb von nur go Tagen und allgemeine, freie Parlanrents:uahlen innerhalb
eines Jahres ankündigte. Aber die politische Lage irn Himatayastaat rst reiterhin
gespannt.

In Nepal hat das VoIk noch nicht gesiegt, obwohl
König Birendra unter dem Druck der Demokratie- und
I'bnschenrechtsbewegung, die von einem Bündnis mehrerer
bis vor kurzem verbotener oolitischer Parteien und
Bürgerrechtsorganisationen getragen wurde, seine unum-
schränkte t{acht aufgeben und der 0pposition große
Konzessionen einräunen mußte. Nach blutigen Unruhen,
die mehrere hundert Tote forderten, nahm der t"lonarch
des Himalayastaates zunächst am l. April eine größere
Regierungsumbildung vor, der dann vier Tage später die
Bildung eines Notkabinetts unter Lokendra Bahadur
Chand folgte, die jedoch von der Volksbewegung nicht
anerkannt wurde. Ihr Ziel war es, direkt mit dem König
über die Bildung einer Ubergangsregierung zu verhan-
deln.

Nach erneuten Llnruhen mit Demonstrationen, an denen
schätzurigsweise 5oo.ooo l,lenschen teilnahmen, wurde am
späten Abend des 8. Aoril über Rundfunk und Fernsehen
die trliederzu).assung der politischen Parteien in Nepal
verkündet - fast fo Jahre lang waren sie verboten.
LJnter dem Druck der Bündnisparteien und anhaltender
Demonstrationen des Volkes löste der König auch
weitgehend den National-Panchayat auf und beendete
damit ein Regierungssystem, das der l'{onarchie während
der Ietzten drei Jahrzehnte geholfen hatte, ihre Macht
zu sichern.

Seit dem 19. ApriJ. gibt es in |\,lepal eine Ubergangsre-
glerung unter Premierminister Krishna Prasad Bhatta-
rai. Ihr gehören 4 Mitglieder des'l ' , lepali Congressr, 3
Vertreter der rL.hited Left Frontr, 2 Vertraute des
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Königs und 2 Vertreter nepalischer l'lenschenrechtsorga-
nisationen aIs LJnabhängige an. Die neue Regierung
setzte sich sogleich hohe Ziele, indem sie die Ausar-
beitung einer neuen Verfassung innerhalb von nur 9o
Tagen und allgemeine, freie Parlamentswahlen innerhalb
eines Jahres ankündigte.

Doch die neue Regierung erfuhr schon recht bald, daß
der Lr|eg zu den hochgesteckten Zielen ein recht steini-
ger sein würde. Zwar ist das alte polit ische System
außer Kraft gesetzt, doch sitzen seine Vertreter
weiterhin in machtvollen Positionen. lJnangetastet
bleibt weiterhin die absolute Macht des Monarchen,
wonach auch die Ubergangsregierung lediglich ein dem
König unterstelltes Exekutivorgan ist. So ist die
augenblickliche politische Lage in l{epal durch den
l,,lachtkampf zwischen Palast und VoIk, verkörpert durch
dle polit ischen Parteien, geprägt. Irmer wieder ver-
sucht der Palast, den drohenden i,lachtverlust abzuwen-
den.

Noch Anfang Mai verkündete der neue Gesundheitsmi-
nister, Prof. t',lathura Prasad Shrestha, anläßlich eines
Deutschlandbesuchs, König Birendra habe sich mlt einer
streng konstitutionellen RoIIe im zukünftigen poli-
tischen System einverstanden erklärt. Während jedoch
die neue Regierung und Juristen mit ausländischen
Verfassungsrechtlern über eine neue Verfassung berie-
ten, bildete König Birendra kurzerhand am Io. l,lai eine
Verfassungskormission, die er aber bereits fünf Tage
später nach massiven Protesten wieder suspendleren
mußte.

Das Panchayat System ist irmer noch nicht ganz besiegt (Foto: Dave Richards)



Ein großes Erschwernis für die Arbeit der neuen Regie-
rung ist di.e Tatsache, daß entsprechend der noch güI-
tigen Panchayat-Verfassung Polizei und Mllitär direkt
dem König unterstehen. Dies wurde vom palast wieder-
hoJ.t ausgenutzt, um den Eindruck einer Regierungsunfä-
higkeit zu erwecken. Im Volk steigerte slch daher der
tYmrt gegen den Palast. Im Verlauf elner Demonstration
kar es an 23. April zu Ausschreitungen; aufgebrachte
Dsnonstranten griffen Pollzisten und - wie es hieO -
sogenannte Mandaliya an, die Polizeiuniformen trugen.
Die im Volk verhaßten Mandaliya (Randaliererbanden)
raren von der Panchayat-Regierung während der Demokra-
tiebewegung bewußt elngesetzt worden, um die Bewegung
in Verruf zu bringen. Bereits bei den unruhen von
L979, die damals zurn Referendun über das panchayat-
System führten, war die Regierung ähnlich verfahren.
Die Mandallya haben ihren Ursprung in den sechziger
Jahren, als die Panchayat-Reglerung Schüler und Stu-
denten kaufte, un sie als Spitzel gegen Sympathisanten
der verbotenen Parteien an Ljniversität und SchuLen
einzusetzen. Da diese Gruppen später im 'Rastravadi
Svatantra Vidyarthi Mandal' (RSVM), der Studentenver-
einigung des Panchayat-Systens institutionalislert
wurden, werden sie allgemein als rlhndal.iya' oder
rMandaler bezeichnet. Auch nach der Beendigung des
Panchayat-Systems am 16. April zogen diese Banden
nachts durch Städte und Dörfer, drangen in privathäu_
ser ein, raubten und plünderten. lrleil die Banden
offensichtl ich ihren Auftrag vom palast erhielten,
bildete die Bevölkerung eigene Zivilschutztruppen,
sogenannte rToJ. Raksya Sangh' oder 'Vigilante Conmit_
tees '  .

Einigkeit der Regierungparteien
Fraglich ist nach wie vor, wie lange das derzeitige
Regierungsbündnis wohl halten wird. Nur das gemeinsame
Vorgehen von 'Nepali Congress' und linken Gruppen
konnte den Erfolg der Volksbewegung herbeiführen. Des_
sen sind sich die Parteiführer allgemein einig und sie
betonen daher auch immer wieder ihren guten Willen.
Man l ' lohan Adhikari von der' l,, lepal Communi.st partyr:
rrDieses Bündnis ist das Ergebnis unserer Erfahrungen
aus den vergangenen lo Jahren. In der Vergangenheit
gab es nicht einmal unter den kommunistischen Gruppen
Einigkeit, und der Vorteil lag daher inrner auf der
Seite des Königs."

Dennoch Lassen sich Meinungsverschiedenheiten auch
zwischen den an der Regierung beteiligten parteien und
Gruppen nicht leugnen. Ein entscheidendes Argument ist
insbesondere inmer wieder die Einstellung zur l"lonar_
chie. Während einige radikale kommunistische Gruppen
das Königtum völl ig abgeschafft wissen wollen, beken_
nen sich die wichtigsten der an der Regierung betei_
J.igten Parteien zur geplanten Einführung einer konsti_
tutionellen lrlonarchie. Hier werien die linken Gruppen
dem rNepali Congress' einen zu liberalen Standpunkt
vor. I'Der Congress macht Komprornisse, indem er mit dem
Pa]ast so und mit dem Volk wieder anders verhandelt.
hlir wollen die absolute Macht des Königs auf die eines
konstitutionelLen l"bnarchen reduzieren, aber K.p.

Bhattarai läßt sich ganz einfach zu viel Zeit für
Verhandlungen mit Birendra", meint ei.ner der Führer
der marxistisch-leninistischen Fraktlon der'NeDal
Corrnunlst Party'.

Kritik an der übergangsregierung
Die Lhgeduld über den nur schleppenden Fortgang der
polltischen Veränderungen zeigte sich auch in den
Kcfinentaren einiger nepallscher Zeltungen. So schrieb
dle Wochenzeitung 'Rastra Pukar' in ihrer Ausgabe vom
l. Mai l99o: "Etwa zwei Wochen sind seit der Abschaf-
fung des Panchayat-Systems und der nachfolgenden Bil-
dung einer ubergangsregierung auf t,tehrpartelenbasis
vergangen. Das Volk möchte von der Jetzigen Regierung,
die als ein Ergebnis des Opfers hunderter Menschenle-
ben und durch dle Beteiligung des gesamten VoLkes
zustande gekomnen ist, revolutionäre l'laßnahmen sehen.
Aber wenn man einmal von der Abschaffung der lokal.en

Panchayats absieht, hat diese Regierung keinerlei
revolutionäre Maßnahmen getroffen. Die Arbeit der
neuen Regierung ist schwierig, weil die loyal.en Kräfte
des Panchayat-Systens, die noch den Anweisungen un-
sichtbarer Kräfte Folge leisten, irunel noch verant-
wortungsvolle Positionen in Verwaltung und polizei
bekleiden. Das Volk wird nicht ruhig bleiben, wenn es
der Regierung nicht ermöglicht wird, frei zu arbeiten.
Man sollte darüber nachdenken, welche Konsequenzen es
hätte, wenn das Volk abermals auf die Straßen ginge,
um sicherzustelJ.en, daß das Blutvergießen für das
Vielparteiensystem nicht vergeblich war. Solange Man-
dale und andere korrupte Elemente ni.cht verhaftet und
vor Gericht gestellt welden, sind Verwaltung und
Polizei gegenüber der Regierung nicht kooperationsbe-
t e i t .  t t
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Noch härtere Töne stimmte die l inks eingestellte Zei-
tung 'Matribhumir in ihrer Ausgabe vom l. Mai an: "Die

derzeitigen Unruhen resultieren aus dem Fehler der Re-
gierung, nicht rechtzeitig Maßnahmen gegen die reak-
tionären Elemente eingeleitet zu haben. Ihre MoraL
wurde dadurch gehoben, daß sie nichts gegen die Gegner
der Demokratiebewegung unternormen haben. Es ist tö-
richt, jene, die es in den vergangenen dreißig Jahren
versäumt haben, auf demokratische Weise zu arbeiten,
aufzufordern, nun demokratischen Idealen nachzustre-
ben. Der gegenwärtige Zustand der Anarchie ist ganz
eindeutig ein Ergebnis des unpraktischen Arbeitssti ls
der derzeitigen Regierung.'r

Verteidigung der übergangsregierung
Andere nepalische Zeitungen begegneten der 'Nepali

Congressr/rUnited Left Front'-Regierung mit mehr Ver-
ständnis und forderten das Volk zu größerer Geduld
auf. Niemand könne erwarten, das die lJberbleibsel des
Panchayat-Systems, welches dreißig Jahre lang habe
Hurzeln treiben können, innerhalb von nur Zehn Tagen
völl ig beseitigt würden, schrieb die Zeitung 'Hlndur

am lo. April. Doch auch der 'Hindu' forderte die
Regierung auf, der Aufrechterhaltung von Recht und
Ordnung absolute Priorität elnzuräumen und gesetzliche
Maßnalxnen gegen die Mandale und all jene einzuleiten,
die das Panchayat-System als elnen Schutzschild zur
Plünderung des Nationaleigentums genutzt hätten.

Oie parteipolitische Landschaft
Da die parteipo).itische Landschaft l{epals in diesen
Tagen sehr verwirrend ist - und dles betrifft vor
allem die Linke - soll nachfolgend ein UberbLick über
die Kräfte und Stri5mungen gegeben werden, die neben
dem Palast derzeit die Polit ik zu beeinflussen suchen.
Dabei spielen die folgenden Gruppen eine Rolle: Regie-
rungsbijndnis aus 'l.bpali Congress' und 'United Left
Frontt; das 't lnlted National Peoplers Movementi, ein
Bündnis der nicht an der Regierung beteiligten Links-
parteien sowie das Panchayat-Lager und elnige l'ien-
schenrechtsorganisationen.

tlas 14-Punkte Progrann der @ierrng
Die lJbergangsregierung hat ein l4-Punkte-Oringlich-
keitsprogranm aufgesteJ,lt. Darin heißt es u.a.: i lDie
neue Verfassung muß demokratisch sein, d.h. der Status
Seiner lvlajestät muß ganz der eines konstitutionellen
Monarchen entsprechen. Es muß zur sofortigen praxls
werden, daß der König nur noch auf den Rat des Kabl-
netts hin handelt. Alle Institutlonen und Gesetze, die
den Prozeß der Demokratisierung verhindern, müssen
abgeschafft werden. Allen nepalischen Bürgern muß eine
Atmosphäre garantiert werden, die der Ausübung ihrer
clemokratischen Rechte förderlich lst. Es müssen Insti-
tutionen und Prozesse geschaffen werden, die für den
Demokratisierungsprozeß notwendig sind. SobaLd wie
möglich müssen freie blahlen auf der Grundlage demokra-
tischer Prinzipien durchgeführt werden. Zu diesem
Zweck muß eine unabhängige und unparteiische Vlahlkom-
mission gebiJ.det werden. Die rechtmäßigen Forderungen,
die im Verlauf der Demokratiebewegung von der 'United
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Left Front', dem 'Nepa1i Congress' und diversen Klassen
und Gemeinschaften erhoben wurden, müssen erfüIlt wer-
den. Es müssen Verwaltungsreformen durchgeführt werden
und alle gegen das VoIk eingestelLte und korrupte
Beamte, einschließIich der ZonaL Commissioners, müssen
entlassen werden. Es müssen notwendige Schritte einge-
Ieitet werden, um die Lage der Arbeiter und Bauern
zu verbessern. Vollständige Pressefreiheit und akade-
mische Freiheiten müssen garantiert werden. Harte
l,,laßnahmen müssen ergriffen werden zur Ausrottung aller
Arten von Wirtschaftsverbrechen einschließIich Korrup-
tion und Schmuggel. Es muß in der nepalischen Gesell-
schaft eine Atmosphäre geschaffen werden, die Frauen
die gleichen Rechte wie den Männern garantiert. lJn
ihre Sicherheit zu garantieren, muß eine unabhängige
lhtersuchungskornrnission gebildet werden; und die
Schuldigen müssen bestraft werden. AIle polit ischen
Gefangenen müssen freigelassen werden, und alle Ge-
richtsverfahren, die aus polit ischen Rachegelüsten
heraus eingeleitet wurden, müssen zurückgezogen u,er-
den. Die Märtyrer der Demokratiebewegung müssen geehrt
und ihren Familien und den Venyundeten und Verstl]nmel-
ten muß finanzielle Hilfe und medizinische Betreuung
gewährt werden. Das Eigentun der politisch Tätigen,
das nach 196o konfisziert wurde, m_rß zurückgegeben
werden. Nepal muß eine Außenpolitik betreiben, dle auf
völIige Neutralität, Frieden und Freundschaft ausge-
richtet ist. Die nationale Einheit der Neoali muß auf
der Grundlage der Glelchhelt aLler Bevölkerungsgrup-
pen, Sprachen, Kulturen und Religion gefestigt werden.
Besondere Aufmerksamkeit muß dabei auf die Verbes-
serung der Lage der unterpriviligierten ethnischen
Gruppen gerichtet werden."

'lbpali Congress'
Die Zentralkomitees von 'l,lepali Congress' und 'Lhited

Left Frontr trafen sich vcrn 25. bis 27. April in Kath-
mandu zu unabhängigen Sitzungen. Der 'tlepali Congress'
bekannte sich dabei erneut zur parlamentarlschen Demo-
kratie unter einer konstitutionellen l,bnarchie. t4an
betonte die lbtwendigkeit einer Verfassung, welche
die Rechte des Volkes garantiere, und der Abhaltung
allgemelner ldahlen unter einer solchen Verfasstng.
Glelchzeitlg forderte man entschl.ossenes Flandeln, w
die Errungenschaften der Revolution zu festigen und
reaktionäre Bewegungen zur unterdrückung dleser Ziele
zur vereiteln. Der ' l lepali Congressr unterstrich dabei
die l,lotnendigkeit, das FJtindnis mit der rthited Left
Front' fortzusetzen und zu festigen. Schließlich er-
klärte die Partei, man sei aufnahmebereit für alle
Kräfte, die sich zu den Idealen von Nationalismus,
Danokratie, Sozialismus, Bündnisfreiheit und Religi-
onsfreiheit bekennen.

!'leitere Forderungen, die auf jener Tagung vorgebracht
wurden, waren das Verlangen nach einer sofortigen Auf-
lösung der lokalen Panchayats, die Abschaffung der
Zonal Cormissioners, die Bildung einer Verfassungskom-
mission bestehend aus Vertretern der Parteien und Ver-
fassungsexperten. Ferner soII die Konmission, die am
5. April zur LJntersuchung der Ausschreitungen im Ver-
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Protestler mit schwarzer Fahne: Brack Day im Februar (Foto: Dave Richards)

lauf der Demokratiebewegung gebildet wurde, durch eine
neue ersetzt werden.

'United Left Front'
Das Zentralkomitee der 'L.Frited Left Front' bildete auf
seiner Sitzung ein siebenköpfiges Komitee zur Ausar-
beitung eines Progranrns für die politische 0rganisa-
tion und Konsolidierung der Front. Man machte vor
allem die Mandaliya und andere reaktionäre Kräfte für
die LJnruhen in der Hauptstadt verantwortlich. Frau
Sahana Pradhan, die Vorsitzende der 'tJnited Left
Front' und derzeitige Industrie- und Handelsministerin,
forderte eine bessere Zusarmenarbeit mit dem VoIk und
eine stärkere Einheit und besseres Verstehen mit dem
'tbpali Congresst, um 'rdie finsteren Absichten der reak-
tionären Kräfte zu vereitelnr'. Sie verlangte außerdem
sofortige Maßnahmen gegen korrupte und volksfeindliche
Elemente, unabhängig von ihrem Status, eine Kontrolle
der Preise, die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung
und die sofortige Realisierung des l4-punkte-prograrms
der Regierungsall ianz. Ferner betonte sie die Verant-
wortung der lJbergangsregierung, eine volksorientierte
Verfassung zu entl,erfen und freie und unparteiische
I'lahlen abzuhalten.

liarx. Flügel der 'Nepali Gonmunist party'
Aus dem Kreis der sieben Mitglieder der 'United Left
Front' seien in diesem Zusammenhang noch einige i{ußer-
ungen von drei Untergruppen der ,Nepal Conmunist

Party' erwähnt. Man Mohan Adhikari, 1949 Begründer der
rNepa1 Communist Party' und heute Führer des marxisti-
schen Flügels dieser Partei, forderte, eine Verfassung
zu entwerfen, welche die organisierte Stärke des
Volkes widerspiegele. Diese neue Verfassung müsse Vor-
kehrungen zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung
enthalten. Der Verfassungsentwurf müsse dann vom VoIk
entweder durch ein Referendum oder durch ein vom Volk
gewähltes ParLament gebil l igt werden. Man Mohan Adhi-
kari verurteilte den Versuch der reaktionären Kräfte,
Unruhe im Land zu stiften, und appell ierte an das
Volk, der Ubergangsregierung vollstes Vertrauen entge-
genzubringen. Er plädierte außerdem für eine größere
Einheit und ein besseres Verständnis zwischen 'Neoali
Congress '  und 'Uni ted Lef t  Front ' .

l{anandhar-Gruppe
Die sogenannte Manandhar-Gruppe der 'Nepal Conrnunist
Partyr brachte ihr Vertrauen zum Ausdruck, daß die
Arbeit des neuen Ministerrats voIIständig auf dem 14-
Punkte-Progranm der 'United Left Front' und des ,Ne-
pali Congress' basieren werde. l"lan verwies auf die
verschwörerischen Aktivitäten reaktionärer Kräfte, die
versuchten, Ruhe und 0rdnung zu stören, und betonte
die Notwendigkeit für das Volk, sich selbst zu organi-
sieren und derartige Vorhaben im Keim zu ersticken.
Eine fähige und wirkungsvolle 'Lhrited Left Front', die
sich durch eine starke Einheit unter den linken Kräf-
ten auszeichne, sei genauso wichtig wie eine starke
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Einheit zwischen linken und demokratischen Kräften.
B.B.Manandhar forderte Verwaltung, Polizei und Armee
zur Zusarnmenarbeit mit der Regierung bei der Bekäm-
pfung der verschwörerischen und reaktionären Kräfte
auf .

Varma-Gruppe
Krishna Raj Varma, der Generalsekretär der Varma-
Gruppe der 'Nepal Conrmunist Party', forderte die neue
Regierung auf, alle Versuche zu unterbindenr die hart
erkämpfte VieI-parteiendemokratie zu unter$,andern, Ru-
he und Ordnung aufrechtzuerhalten, allgemeine Wahlen
zur Bildung einer repräsentativen Regierung abzuhal-
ten, eine demokratische Verfassung zu entwerfen und
die Uberbleibsel des parteilosen Panchayat-Systems
abzuschaffen. K.R.Varma forderte außerdem die Wieder-
herstellung der nepalisch-indischen Freundschaft und
eine Preiskontroll.e für BedarfsgÜter. Nach seiner
Meinung seien die jÜngsten Lhrruhen das Werk von Manda-
liya und extremistischen Elementen, die von einem Teil
der Verwaltung und der Polizei unterstützt wÜrden.

'united ilational People's ilovement
t leben der 'United Left Front' gibt es noch ein weite-
res Bündnis von fünf Linksparteien, die nicht an der
Demokratiebewegung teiJ.genorrnen haben und heute nicht
Mitglied der Regierung sind. Dieses BÜndnis, das sich
United National People's Movement (UNPM) nennt, verur-
teilte die Ausschreitungen der Randaliererbanden in
der Hauptstadt als eine Verschwörung, die darauf aus-
gerichtet sei, das VoIk seiner Rechte zu berauben, die
es gerade durch die Demokratiebewegung erlangt habe.
l '4an verlangte die sofortige Entlassung der Zonal
Commissioners und anderer leitender Beamter, "die als
Beschützer des tyrannischen Panchayat-Systems" gehan-
delt hätten, sowie die Bildung einer unparteiischen
Kommission zur Untersuchung der Ausschreitungen im
Verlauf der Demokratiebewegung. Die UNPM wiederholte
ihre Forderung einer groß angelegten politischen Kon-
ferenz zur Diskussion und Abstinrmung Über die aktuel-
len Probleme.

Am lo. April Überreichte eine Kommission der UNPM
Premierminister Bhattarai einen lo-Punkte-Katalogr in
welchem unter anderem Wahlen zu einer verfassunggeben-
den Versammlung gefordert wurden. AIs dieser Vorschlag
vom Premierminister abgelehnt wurde, drohten die Ver-
treter der UNPM mit einer Volksbewegung.

' l{epal l{arxist-Leninist Party'
Aus den Reihen der Llt'{PM sollen noch drei der betei.Iig-
ten Gruppen erwähnt werden. Die 'Nepal Marxist-Leni-
nist Party' beschuldigte reaktionäre Elemente des
Versuchs, ihre verlorene Position durch Verschwörung
wiederzugewinnen. In diesem Zusammenhang beschrieb man
die ZwischenfäI1e vom 23. April als 'ein Produkt von
Befürwortern der Parteilosigkeit und Diktatur".

lfushal-Gruppe
Die von I'bhan Bikram Singh geführte Mashal.-Gruppe der
'Nepal Communist Party' krit isierte das BÜndnis von
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'l ' , lepali_Congress' und rL,nited Left Frontr. Singh ver-
urteilte die Zusanmensetzung der Ubergangsregierung
mit der Begründung, das Volk habe die Bewegung nicht
durchgeführt, r.m Verräter wie Keshar Jung Rayamajhi
und Achyut Raj Regmi, die beiden Vertrauten des Königs
in der heutigen Regierung, an die Macht zu bringen.
Bei elner Fortsetzung der Bewegung, wäre es mögllch
gewesen, "die reaktionäre politische Institution aus-
zulöschen, die seit Jahrhunderten im Land besteht,
oder zumindest die Souveränität in die Hände des
Volkes zu Übertragen.ir Er bezeichnete den Komprorniß
der l.bergangsregierung als Betrug am Volk und wieder-
holte die Forderung einer verfassunggebenden Versarm-
Iung. Andererseits betonte er aber, seine Partel werde
jede Maßnafrne der l$ergangsregierung unterstützen, der
die Demokratie stärke. Es gebe keinen Grund für das
nepal.ische Volk, zufrieden zu sein, weil das Panchayat-
System abgeschafft sei, da der autokratische Charakter
der Verfassung von 1962 unverändert weiterbestehe.

'Janvadi l,lorcha'
Zwölf Mitarbeiter der rJanvadi Morcha' (Volksfront)
von Ram Raja Prasad Singh, die sich im Zusammenhang
mit den Bombenanschlägen von 1985 in Haft befinden,
kündigten in einer gemeinsamen Erklärung an, daß sie
den Pfad der Gewalt aufceben und in Anbetracht der

I'
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veränderten polit ischen Situation eine friedvolle
polit ische Linie verfolgen wollten. Sie legten ihrer
eigenen Organisation nahe, dle Linie entsprechend zu
ändern und bracfiten ihr Bedauern zun Ausdruck, daß
sich die Volksfront nicht an der Demokratiebewegung
beteil igt hatte.

Smstige Parteien
GaJendra l€rayan Singh erklärte für die ,Nepali Good-
rl l, l  Partyr seine volle Lhterstützung für die Regie-
rrng im l.lngang mit anti-sozialen Elementen. Er for-
derte von der Regierung die Freilassung polit ischer
Gefangener. Die weiteren Forderungen G.N. Singhs
betrafen die Beilegung des KonfJ.ikts mit Indien und
die Bildung einer verfassunggebenden Versarmlung,
allerdings durch den König.

Dr. Dil l i  Raman Regrni, der Vorsitzende des alten
'Nepal.i National Congress', kündigte an, daß seine
Partei der neuen Regierung in jeder Hinsicht als
demokratische Oppositionspartei helfen werde. Sehr
königstreu erschien die Haltung von Krishna Chandra
Upadhyaya Dhungel, dem Generalsekretär des 'Neoal.i
Natlonal Congressr. Er dankte dem König, daß er es dem
nepalischen Volk ermöglicht habe, demokratische Rechte
zu genießen.

Das Panchayat-Lager
Auf der anderen Seite ist es schon interessant, wie
namhafte Pol.itiker des Panchayat Lagers zu Wendehälsen
wurden. So begrüßte der frühere premierminister Kirti
Nidhi Bista, der inmer als einer der Hardliner des
Systems galt, die Wiederherstellung des Vielparteien-
systems. Er hoffe, das der prozeß der demokratischen
Entwicklung auf der Grundlage von Toleranz, Zurückhal-
tung und gegenseitigem Verständnis fortgesetzt werde.

In ähnlicher Heise äußerte sich auch der frühere pre_
mierminister Nagendra Prasad RiJal.

Navaraj Subedi, bis zul.etzt Vorsitzender des aufge_
l.östen National-Panchayats und des panchayat pol.icy
and Evaluation Committeers, der noch bis in die
Ietzten Tage haarsträubende Lügen über die Demokra_
tie- und Menschenrechtsbewegung verbreitet hatte,
begrüßte aß 25. April ebenfalls die Einführung des
Vielparteiensystems, da es dem L'l i l len des Volkes
entspreche. Er vertraue darauf, daß das Vielparteien_
systefli eine Atmosphäre schaffe, r'in welcher das
gesamte nepalische Volk in Freiheit seine vollen
demokratischen Rechte genießen kannr. Er forderte alle
seine Kollegen aus dem panchayat-Lager auf, aJ.le
richtigen Schritte der neuen Regierung zur Aufrechter_
haltung von Ruhe und Ordnung und zul Schaffung einer
clemokratischen Atmosphäre, in der die demokratischen
Rechte durch eine hlettbewerbspolitik ausgeübt werden
könnten, zu unterstützen.

Der frühere Premierminister Surya Bahadur Thapa, der
sich bereits im Verlauf der Demokratiebewegung von den
Exzessen der Regierung distanziert hatte, sagte: "Wir

begrüßen die Veränderungen und sollten in der Lage
sein, unsere Ziele durch eine Stärkung der demokra-
tischen Kräfte und eine positive Veränderung unserer
Einstellung zu erreichen.r'

Es klingt wie Hohn, daß selbst der kürzlich abgesetzte
Letzte Premierminister des Panchayat-Systems, lvlarich
Man Singh Shrestha, unter dessen Regie die ganzen
Ausschreitungen gegen die Demokratiebewegung erfolg-
ten, am 28. April in einem Interview di.e Einführung
des Vielparteiensystems begrüßte, seine Llnterstützung
der Ubergangsregierung zum Ausdruck brachte und die
jüngsten terroristischen Aktivitäten bedauerte.

Die lbnschenrechtsorganisationen
Abschließend sei auch noch ein Blick auf die nepalis_
chen l,lenschenrechtsorganisationen geworfen, die einen
ganz entscheidenden Anteil am Erfolg der Demokratie-
und l'lensehenrechtsbewegung hatten; dies gilt nicht nur
für das tForrm for Protection of Ftuman Rights, (FOPHUR).
FOPHtn ist die älteste titenschenrechtsorganisation l.te-
pals und wurde 1984 von Badri prasad Khatiwada gegrün_
det. Daneben gibt es noch eine andere große Organisa-
tion, die sich 'Human Rights Organization of l{epalr
(HURON) nennt. Ihr Vorsitzender, Rishikesh Shaha,
hielt sich während der Bewegung im indischen Exil auf.

Daneben haben auch die 0rganisationen der I'lediziner
und der Anwälte eigene l',lenschenrechtskomitees, die
sich aktiv an der Bewegung beteiligt haben. Diese vier
0rganisationen haben si.ch heute in einem rl-ftfian Rights
Integration and Support Cormittee' zusarmengeschlos-
sen, welches verantwortl ich ist für die Mlttelvertei-
lung an die Opfer der Demokratie- und lvlenschenrechts-
bewegung.

Die konstitutionelle Zukunft
Die neue Regierung hat sich zum Ziele gesetzt, inner-
halb von drei l"lonaten eine neue Verfassung auszuarbei-
ten und vor Ablauf eines Jahres allgemeine freie
Parlamentswahlen durchführen zu Lassen. Der entschei-
dende Schritt wird dabei die Ausarbeitung der neuen
Verfassung sein. Der Frankfurter Staatsrechtler, prof.
Avenarius, hat am 26. April auf einer von der 'Neoal
Law Society' und der 'Friedrich Naumann Stiftung' in
Kathmandu durchgeführten Tagung klar herausgestellt,
daß das Problem einer neuen Verfassung viel zu kom-
plex und zu sensibel ist, um in drei l"bnaten aus dem
Boden gestampft zu werden. Er hat stattdessen den
Vorschlag unterbreitet, zunächst eine Ubergangsverfas_
sung zu entwerfen, welche alle wesentlichen Gesichts_
punkte der neu auszuarbeitenden Verfassung berelts
beinhalten sollte. Diese lJbergangsverfassung könnte
dann lnnerhalb kürzester Zeit die panchayat-Verfassung
ersetzen und so der Parteienregierung eine rechtliche
Flandlungsgrundlage für ihr weiteres Vorgehen tiefern.

Dle entscheidende Frage in Bezug auf die neue Verfas-
sung wird sein, welche Rolle der König spielt. Gesund_
heitsminister Mathura prasad Shrestha hat den Autor
versichert, der König habe sich zu einer streng kon_
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stitutionell-monarchischen Rolle bereit erklärt. öf-
fentlich hat er dazu Jedoch bisher nicht Stellung
bezogen. Auch wenn aus Kreisen der Linksparteien
bisweilen Stinmen laut werden, die eine Abschaffung
der lvlonarchie in |{epal fordern, so befürnortet wohl
die i4ehrheit des Volkes und auch der Parteien eine
Beibehaltung des Königtums in l.lepal, wenngleich in
einer vöIlig anderen Form als der Jetzigen, nämlich in
einer strikt konstitutionellen Form.

Das Symbol. der Einheit, welches der König im Vielvölk-
erstaat Nepal in den Augen vieler Nepali irmer noch
verkörpert oder zu vetkörpern vorgibt, spricht für
diese Auffassung. Ferner gibt es noch eine große
Anzahl llepali, dle zu den wirtschaftlich und sozial
domlnierenden tradltionellen Elementen der GeseII-
schaft gehören. Dies sind die Personen, die das
Panchayat-System al.s Rückhalt der absoluten königli-
chen l,lacht in Nepal aufrechterhalten haben. Es wird
für die Zukunft Nepals wichtig sein, den König a1s
elnen Vermittler zwischen den demokratischen Parteien
und den konservatlven Elementen zu nutzen. Der !r|eg hin
zu einer nirtschaftllch und sozial ausgeglichenen
Gesellschaftsform |bpals wlrd mit Sicherheit ein lan-
ger sein. Hier hätte der König eine Chance in eine
neue, sehr verantwortungsvolle fufgabe hlneinzuwach-
sen. Es bleibt für lbpal zu hoffen, daß König Birendra
diese Chance möglichst bald nutzt. Seine eigenmächtige
Bildung elner Verfassungskormission am ff. Mai läßt
jedoch befürchten, daß es ihm inmer noch an der not-
wendigen Einsicht und Bereitwilligkeit ztm i'lachtver-
zicht mangelt.
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gleichbedeutend mlt dem Ende des Hindustaates l,lepal.
So forderte dle 'l€pal Conmunist Partyr in Anlehnung
an den Vorschlag von Prof. Avenarius die sofortlge
Ersetzung der Panchayat-Verfassung durch eine tber-
gangsverfassung.

Auch die Randgruppen der Hindu-Gesellschaft versuchten
ihre berechtigten Anliegen in die Verfassungsplanung
einzubringen. So verlangte die 'Nepal Janai Yatul
ifuslimeen', Vertreter aller nepalischen Religionen in
die verfassungsbildende Kcnmission aufzunehmen. Die
zukünftige Verfassung müsse einen säkularen Charakter
aufweisen. Diese Anlj.egen wurden auch von der rBuddhist

Youth Groupr unterstützt. Die Führer der rSuppressed

Class' forderten, auch die marginalisierten nepali-
schen Klassen an der Verfassungsbildung zu beteiligen.
Die rNepal National Social l, lelfare Association' ver-
Iangte in diesem Zusarmenhang, den Randgruppen der
nepalischen Gesellschaft bessere Wirtschafts-, Sozial-
und Bildungsmöglichkeiten zu verschaffen.

Die lhergangsregierung hat zu diesen Forderungen noch
nlcht Stellung genofrnen. König Birendra mußte die von
ifm eigenmächtlg gebildete Verfassungskoornission nie-
der auflösen und soll die Verantwortung ganz in die
Hände des l.bergangskabinetts gelegt haben. Dieses will
offensichtlich auf ausländische Berater verzlchten und
eine rein nepalische Korrnisslon bilden, die dann lnner-
halb von 90 Tagen eine neue Verfassung auf konstitu-
tionell-monarchischer Grundlage entwerfen soll. Es
bleibt zu hoffen und zu wünschen, daß die lllacht dann
wirklich ln den Händen des Volkes liegt und von diesem
zun lfutzen der gesamten Gesellschaft genutzt wird.
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